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Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard HOLLERER als Vorsitzenden und den Richter Mag.
Stephan Wagner sowie die fachkundige Laienrichterin

Mag. Bettina PINTER als Beisitzer Gber die Beschwerde von XXXX,

geb. XXXX , bevollmachtigt vertreten durch den KOBV fur Wien, Niederdsterreich und Burgenland, gegen den Bescheid
des Bundesamtes fur Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien, vom 31.05.2017, OB: XXXX , betreffend die
Abweisung des Antrages auf Vornahme der Zusatzeintragung "Dem Inhaber des Passes ist die BenlUtzung offentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" in den
Behindertenpass gemaR § 42 und § 45 Bundesbehindertengesetz (BBG), zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen und der angefochtene Bescheid bestatigt.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang

Der bevollmachtigte Vertreter der Beschwerdeflhrerin hat am 29.12.2016 beim Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen (Kurzbezeichnung: Sozialministeriumservice, in der Folge belangte Behtrde genannt) unter Vorlage
eines Befundkonvolutes einen Antrag auf Eintragung der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benultzung


file:///

offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in den
Behindertenpass gestellt.

Zur Uberprifung des Antrages wurde von der belangten Behérde ein Sachverstdndigengutachten von Dr. XXXX ,
Facharzt fur Orthopadie, basierend auf der persénlichen Untersuchung der Beschwerdefihrerin am 23.05.2017, mit
dem Ergebnis eingeholt, dass die Voraussetzungen fir die begehrte Zusatzeintragung nicht vorliegen.

Mit Bescheid vom 31.05.2017 hat die belangte Behdrde den Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund
einer Behinderung" in den Behindertenpass gemal? § 42 und § 45 BBG abgewiesen.

Dem Bescheid war das Sachverstandigengutachten von Dr. XXXX beigelegt.

Gegen den Bescheid vom 31.05.2017 wurde vom bevollmachtigten Vertreter der Beschwerdefihrerin unter Vorlage
weiterer medizinischer Beweismittel am 10.07.2017 fristgerecht Beschwerde erhoben. Der bevollmachtigte Vertreter
der Beschwerdeflhrerin fUhrte aus, dass es der Beschwerdeftihrerin aufgrund der vorliegenden Leiden - Zustand nach
Hufttotalendprothese beidseits, Wirbelsaulenschadigung, hochgradiger Gonarthrose und Femoropatellararthrose
rechts, Zustand nach oberer und unterer Schambeinfraktur rechts und COPD - keinesfalls mdglich und zumutbar sei,
ein offentliches Verkehrsmittel zu benutzen. Weiters wird vorgebracht, dass bei der Beschwerdefihrerin die
Wirbelsaule in mehreren Abschnitten massiv geschadigt und die rechte Hufte trotz Implantierung eines neuen
Gelenkes weiterhin extrem schmerzhaft sei. Auch lagen im Bereich des rechten Kniegelenkes massive funktionelle
Einschrankungen und Schmerzen vor, welche es im Zusammenwirken der Beschwerdefuhrerin unmaéglich machen
wurden, 6ffentliche Verkehrsmittel in Anspruch zu nehmen. Schon bei Zurticklegen einer Gehstrecke von 20 Metern
komme es bei der Beschwerdefiihrerin zum Auftreten erheblicher Schmerzen. Zur Fortbewegung aul3er Haus sei die
Beschwerdefihrerin auch auf die Inanspruchnahme von zwei Stltzkricken angewiesen. Weiters sei die
Beschwerdefihrerin durch ihr Lungenleiden ebenfalls massiv beeintrachtigt. Es komme schon bei geringer Belastung
zum Auftreten von Atemnot. Aufgrund einer Schambeinfraktur rechts sei es nun zusatzlich zu einer weiteren
Verschlechterung im Gesundheitszustand gekommen. Die Beschwerdeflihrerin leide nach wie vor noch unter
erheblichen Schmerzen und sei bis dato keine wesentliche Verbesserung eingetreten.

Mit Schreiben vom 02.08.2017 hat die belangte Behoérde den Verwaltungsakt und die Beschwerde dem
Bundesverwaltungsgericht vorgelegt.

Zur Uberpriifung des Beschwerdegegenstandes wurden vom Bundesverwaltungsgericht Sachverstindigengutachten
von Mag. DDr. XXXX , Facharztin fir Unfallchirurgie und Arztin fir Allgemeinmedizin, basierend auf der persénlichen
Untersuchung der Beschwerdefiihrerin am 21.02.2018, mit dem Ergebnis eingeholt, dass die Voraussetzungen fur die
beantragte Zusatzeintragung nicht vorliegen.

Mit Schreiben vom 24.04.2018 wurden der Beschwerdefihrerin und der belangten Behdrde vom
Bundesverwaltungsgericht das Ergebnis der Beweisaufnahme im Rahmen des Parteiengehérs gemal 8 17 VwGVG iVm
§ 45 Abs. 3 AVG mit Hinweis auf die Neuerungsbeschrankung gemalR§ 46 BBG zur Kenntnis gebracht und die
Moglichkeit eingeraumt, sich dazu zu dulern.

Mit Schreiben vom 09.05.2018 wurde vom bevollmachtigten Vertreter der Beschwerdeflhrerin unter Vorlage weiterer
medizinischer Beweismittel eine Stellungnahme eingebracht. Der bevollmachtigte Vertreter der Beschwerdefuhrerin
fuhrt darin im Wesentlichen aus, dass es nicht richtig sei, dass im Bereich der Kniegelenke maRige
Abnutzungserscheinungen mit ausreichender Beweglichkeit vorliegen wirden, da die Beschwerdeflhrerin an einer
hochgradigen Gonarthrose rechts leide. Zusatzlich bestehe St.p. Fract. periproth. fem. dext. bei HUft-TEP rechts und
Schaftwechsel am 07.08.2017. Die Beschwerdeflihrerin sei aufgrund dieser Gesundheitsschadigungen sehr wohl auf
Gehilfen angewiesen.

Mit Schreiben vom 15.06.2018 wurde vom bevollmachtigten Vertreter der Beschwerdeflhrerin unter Vorlage eines
medizinischen Beweismittels eine weitere erganzende Stellungnahme eingebracht.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Da sich die Beschwerdefihrerin mit der Abweisung des Antrages auf Vornahme der Zusatzeintragungen "Dem Inhaber
des Passes ist die Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer
Behinderung nicht zumutbar" nicht einverstanden erklart hat, war dies zu Uberprifen.


https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/45
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/17
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/45
https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/46

1. Feststellungen:

Das Bundesverwaltungsgericht geht aufgrund des durchgefihrten Ermittlungsverfahrens von folgendem, fur die
Entscheidung maligeblichen, Sachverhalt aus.

1.1. Die BeschwerdefUhrerin ist seit 07.12.2004 Inhaberin eines Behindertenpasses mit einem festgestellten Grad der
Behinderung von 70 vH.

1.2. Zur beantragten Zusatzeintragung:

Der Beschwerdefiihrerin ist die Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel zumutbar.
1.2.1. Art der Funktionseinschrankungen:

? Hifttotalendoprothese beidseits

? Degenerative Veranderungen der Wirbelsaule

? MaRige Kniegelenksarthrose rechts

? Chronisch obstruktive Lungenerkrankung (COPD)

1.2.2. Ausmal3 der Funktionseinschrankungen:

STATUS:

Allgemeinzustand gut. Ernahrungszustand gut.

Grofle 168 cm, Gewicht 60 kg

Caput/Collum: klinisch unauffalliges Hor- und Sehvermdgen

Thorax: symmetrisch, elastisch

Atemexkursion seitengleich, sonorer Klopfschall, VA. HAT rein, rhythmisch.
Abdomen: klinisch unauffallig, keine pathologischen Resistenzen tastbar, kein Druckschmerz.
Integument: unauffallig

Schulterglrtel und beide oberen Extremitaten:

Rechtshander. Der Schultergtirtel steht horizontal, symmetrische Muskelverhaltnisse.
Die Durchblutung ist ungestort, die Sensibilitat wird als ungestort angegeben.
Die Benultzungszeichen sind seitengleich vorhanden.

Samtliche Gelenke sind bandfest und klinisch unauffallig.

Aktive Beweglichkeit: Schultern, Ellbogengelenke, Unterarmdrehung, Handgelenke, Daumen und Langfinger
seitengleich frei beweglich. Grob- und Spitzgriff sind uneingeschrankt durchfihrbar. Der Faustschluss ist komplett,
Fingerspreizen beidseits unauffallig, die grobe Kraft in etwa seitengleich, Tonus und Trophik unauffallig.

Nacken- und Schirzengriff sind uneingeschrankt durchftihrbar.

Becken und beide unteren Extremitaten:

Freies Stehen sicher moglich, Zehenballengang und Fersengang nicht durchfiihrbar.
Der Einbeinstand ist mit Anhalten méglich. Die tiefe Hocke ist zu 1/3 méglich.

Die Beinachse ist im Lot. Anndhernd symmetrische Muskelverhaltnisse.

Beinlange ident.

Die Durchblutung ist ungestért, keine Odeme, keine Varizen, die Sensibilitat wird als ungestért angegeben. Die
Beschwielung ist in etwa seitengleich.

Huftgelenk beidseits: Narbe nach Hufttotalendoprothese, rechts am proximal Oberschenkel lateral Narbe von 5 ¢cm
nach Schaftwechsel und Cerclage, kein Stauchungsschmerz, kein Rotationsschmerz.



Kniegelenk rechts: keine wesentliche Umfangsvermehrung, keine Uberwdrmung, kein Erguss, bandstabil, aktive
Beugehemmung.

Kniegelenk links und Sprunggelenk beidseits unauffallig Samtliche weiteren Gelenke sind bandfest und Kklinisch
unauffallig.

Aktive Beweglichkeit: Huften S rechts 0/70, links 0/90, IR/AR rechts 10/0/10, links 20/0/30, Kniegelenk rechts 0/0/40
aktiv, im Sitzen Abwinkeln bis 90° mdglich, links aktiv 0/0/120, Sprunggelenke und Zehen sind seitengleich frei
beweglich.

Das Abheben der gestreckten unteren Extremitat ist beidseits bis 60° bei KG 5 moglich.
Wirbelsaule:

Schulterglrtel und Becken stehen horizontal, in etwa im Lot, regelrechte Krimmungsverhaltnisse. Die
Rackenmuskulatur ist symmetrisch ausgebildet, maRig Hartspann, kein wesentlicher Klopfschmerz Uber der
Wirbelsaule.

Aktive Beweglichkeit:
HWS: in allen Ebenen frei beweglich

BWS/LWS: FBA: 30 cm, in allen Ebenen 1/3 eingeschrankt beweglich Lasegue bds. negativ, Muskeleigenreflexe
seitengleich mittellebhaft auslosbar.

Gesamtmobilitat - Gangbild:

Kommt selbststandig gehend mit Halbschuhen mit 2 Unterarmstitzkriicken in Begleitung, das Gangbild rechts hinkend
mit deutlicher Entlastung des rechten Beins.

Das Aus- und Ankleiden wird selbststandig im Sitzen durchgefihrt.
Status psychicus:
Allseits orientiert; Merkfahigkeit, Konzentration und Antrieb unauffallig; Stimmungslage ausgeglichen.

1.23. Zu den Auswirkungen der festgestellten Funktionseinschrankungen auf die Benltzung offentlicher
Verkehrsmittel:

Die Beschwerdefuhrerin kann sich im 6ffentlichen Raum selbstandig fortbewegen, eine kurze Wegstrecke (ca. 300- 400
m) aus eigener Kraft und ohne fremde Hilfe, gegebenenfalls unter Verwendung zweckmaliger Behelfe, ohne
Unterbrechung zurticklegen bzw. wird durch die Verwendung allenfalls erforderlicher Behelfe die Benltzung des
offentlichen Transportmittels nicht in hohem Mal3e erschwert. Die dauernden Gesundheitsschadigungen wirken sich
nicht maBBgebend auf die Moglichkeit des Ein- und Aussteigens aus. Der sichere und gefahrdungsfreie Transport im
offentlichen Verkehrsmittel ist nicht erheblich eingeschrankt.

Die festgestellten Funktionseinschrankungen wirken sich - auch im Zusammenwirken - nicht in erheblichem Ausmaf}
negativ auf die Bentitzung der 6ffentlichen Verkehrsmittel aus.

Es liegen keine erheblichen Einschrankungen der unteren Extremitaten vor. Die Geh-, Steh- und Steigfahigkeit der
Beschwerdefihrerin sowie die Moglichkeit Haltegriffe zu erreichen und sich festzuhalten, sind ausreichend. Das
Festhalten beim Ein- und Aussteigen ist einwandfrei moglich, der Transport in 6ffentlichen Verkehrsmitteln ist daher
gesichert durchfuhrbar.

Es liegen weder erhebliche dauerhafte Einschrankungen der unteren Extremitaten noch der korperlichen
Leistungsfahigkeit vor.

Bei der Beschwerdefuhrerin liegen auch keine erheblichen Einschrankungen der Funktionen psychischer,
neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten oder der Sinnesfunktionen vor, es ist auch keine schwere anhaltende

Erkrankung des Immunsystems vorhanden.

1.3. Der Verwaltungsakt ist unter Anschluss der Beschwerdeschrift am 02.08.2017 im Bundesverwaltungsgericht
eingelangt.

2. Beweiswurdigung:



Aufgrund der vorliegenden Beweismittel und des Aktes der belangten Behdrde ist das Bundesverwaltungsgericht
(BVWG) in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein
ausreichendes Bild zu machen. Die freie Beweiswirdigung ist ein Denkprozess, der den Regeln der Logik zu folgen hat
und im Ergebnis zu einer Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch empirischen Sachverhalts, also
von Tatsachen, fuhrt. Der Verwaltungsgerichtshof flhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier
Beweiswurdigung nur dann als erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens
ausreichende und sichere Anhaltspunkte fir eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013,
1015/76).

Hauer/Leukauf, Handbuch des 6sterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fUr und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine

(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden, (...)".

Zu 1.1.) Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich aus dem diesbezlglich unbedenklichen,

widerspruchsfreien und unbestrittenen Akteninhalt.

Zu 1.2.) Die Feststellungen zu Art, Ausmal3 und Auswirkungen der Funktionseinschrankungen griinden sich auf die im
Beschwerdeverfahren eingeholten arztlichen Sachverstandigengutachten, basierend auf der personlichen
Untersuchung der Beschwerdeflihrerin, sowie auf die bis 02.08.2017 vorgelegten medizinischen Beweismittel.

Die eingeholten arztlichen Sachverstandigengutachten sind schlissig, nachvollziehbar und weisen keine Widerspriche
auf. Es wurde auf die Art der Leiden und deren Ausmal3 ausfihrlich eingegangen. Auch wurde zu den Auswirkungen
der festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen auf die Benutzung o6ffentlicher Verkehrsmittel ausfuhrlich Stellung
genommen.

Die Krankengeschichte der Beschwerdefuhrerin wurde umfassend und differenziert nach den konkret vorliegenden
Krankheitsbildern auch im Zusammenwirken zueinander berucksichtigt.

Im Gutachten von Mag. DDr. XXXX wird Uberzeugend dargestellt, dass im Bereich der Huftgelenke keine hohergradigen
Funktionseinschrankungen, kein Hinweis fur Lockerung und ein ausreichender Bewegungsumfang vorliegen. Im
Bereich der Lendenwirbelsaule ist ebenso ein ausreichender Bewegungsumfang ohne neurologisches Defizit gegeben.
Im Bereich der Kniegelenke finden sich zwar maBige Abnutzungserscheinungen, die Beweglichkeit ist jedoch
ausreichend. Auch die Lungenerkrankung fihrt zu keiner maf3geblichen Funktionseinschrankung.

Die medizinische Sachverstandige Mag. DDr. XXXX fuhrt weiters aus, dass beide unteren Extremitdten voll belastet
werden durfen und kénnen. Ein entlastendes Gehen ist bei Hufttotalendoprothese beidseits ohne Hinweis auf
Lockerung nicht erforderlich. Die Schambeinfraktur rechts ist ohne Folgeschaden geheilt; eine Pseudarthrose nicht
dokumentiert. Beide unteren Extremitdten sind ausreichend beweglich, sodass Niveauunterschiede Uberwunden
werden kdnnen. Kraft und Koordination sind ebenfalls ausreichend; eine mal3gebliche Gangunsicherheit konnte nicht
festgestellt werden.

Das eingeholte Sachverstandigengutachten steht mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch. Auch war dem Vorbringen sowie den vorgelegten Beweismitteln kein
Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit der befassten Sachverstdndigen oder deren Beurteilung
beziehungsweise Feststellungen in Zweifel zu ziehen. Das Sachverstandigengutachten von Mag. DDr. XXXX wurde
daher in freier Beweiswirdigung der Entscheidung zu Grunde gelegt.

Das Beschwerdevorbringen war sohin nicht geeignet, die gutachterlichen Beurteilungen, wonach eine ausreichende
Funktionsfahigkeit des Bewegungsapparates und geniigende korperliche Belastbarkeit gegeben sind, zu entkraften.

Die Angaben der Beschwerdefiihrerin konnten daher nicht Gber den erstellten Befund hinaus objektiviert werden.


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/45
https://www.jusline.at/entscheidung/352012

Zur Erdrterung der Rechtsfrage, ob der Beschwerdefihrerin die Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel zumutbar ist,
siehe die rechtlichen Erwagungen unter Punkt Il. 3.1.

Zu 1.3.) Das Schreiben, mit welchem die Beschwerdevorlage durch die belangte Behdrde erfolgt ist, weist am
Eingangsvermerk des Bundesverwaltungsgerichtes das Datum 02.08.2017 auf.

3. Rechtliche Beurteilung:

Gemall §&§ 6 des Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), BGBI. | Nr. 10/2013 idgF, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemal} § 45 Abs. 3 des Bundesgesetzes vom 17. Mai 1990 Uber die Beratung, Betreuung und besondere Hilfe fur
behinderte Menschen (Bundesbehindertengesetz - BBG), BGBI. Nr. 283/1990 idgF, hat in Verfahren auf Ausstellung
eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung
die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit
Senatszustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Gber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF,
geregelt (8 1 leg.cit.). Gemal 8 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des

Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrvG),
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG),BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal 8 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu tUberprifen.

Gemal 8 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das

Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal 8 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der maligebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.

Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

GemaR 8 1 Abs. 2 BBG ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur
vorubergehenden koérperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der
Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur
vorubergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

GemalR§ 42 Abs. 1 BBG hat der Behindertenpass den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das
Geburtsdatum eine allfallige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung
der Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem
Nachweis von Rechten und Verglnstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die
Eintragung ist vom Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.

Gemd&R§ 42 Abs. 2 BBG ist der Behindertenpass unbefristet auszustellen, wenn keine Anderung in den

Voraussetzungen zu erwarten ist.


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/10
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1990_283_0/1990_283_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/33
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/58
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/17
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1961_194_0/1961_194_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1950_173_0/1950_173_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1984_29_0/1984_29_0.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/27
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28
https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/1
https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/42
https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/42

GemalR§ 43 Abs. 1 BBG hat das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen im Falle des Eintretens von
Anderungen durch die behérdliche Eintragungen im Behindertenpass beriihrt werden, diese zu berichtigen oder
erforderlichenfalls einen neuen Behindertenpass auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der
Behindertenpass einzuziehen (8 43 Abs. 1 BBG).

Gemal’ § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem

Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

Gemal § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemald Abs. 1 nicht stattgegeben,
das Verfahren eingestellt (8§ 41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt

Bescheidcharakter zu.

Gemal 8 46 BBG idF des BGBI. | Nr. 57/2015 durfen in Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht neue

Tatsachen und Beweismittel nicht vorgebracht werden.

Die von der Beschwerdefiihrerin nachgereichten medizinischen Befunde in der Stellungnahme vom 09.05.2018 sowie
in der erganzenden Stellungnahme vom 15.06.2018 konnten deshalb im aktuellen Beschwerdeverfahren nicht

beruicksichtigt werden.

Im Ubrigen ist darauf hinzuweisen, dass bei einer spateren (objektivierten) Verschlechterung des Leidenszustandes die
neuerliche Prifung der "Unzumutbarkeit der Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel" nach MaRgabe des § 41 Abs. 2
BBG in Betracht kommt.

Gemall 8 1 Abs. 4 Z 1 der Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen ist auf
Antrag des Menschen mit Behinderung jedenfalls die Feststellung einzutragen, dass eine Gesundheitsschadigung
gemall 8 2 Abs. 1 dritter Teilstrich der Verordnung des Bundesministers fir Finanzen Uber auBergewdhnliche
Belastungen vorliegt. Diese Eintragung ist bei Funktionsbeeintrachtigungen im Sinne der Abschnitte 07 und 09 der
Anlage zur Einschatzungsverordnung sowie bei Malignomen des Verdauungstraktes im Sinne des Abschnittes 13 der
Anlage zur Einschatzungsverordnung entsprechend einem festgestellten Grad der Behinderung von mindestens 20%

vorzunehmen.

Gemald 8 1 Abs. 4 Z 3 der Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen ist auf
Antrag des Menschen mit Behinderung jedenfalls die Feststellung einzutragen, dass dem Inhaber/der Inhaberin des
Passes die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer
Behinderung nicht zumutbar ist; die Benutzung o6ffentlicher Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar,
wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist und

? erhebliche Einschrénkungen der Funktionen der unteren Extremitaten oder

? erhebliche Einschréankungen der kérperlichen Belastbarkeit oder

? erhebliche Einschrénkungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen oder
? eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder

? eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach 8 1 Abs. 2 Z 1 lit. b oder d

vorliegen.

Gemal § 1 Abs. 5 der Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpdssen und von Parkausweisen bildet die
Grundlage fir die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fiir die in 8 1 Abs. 4 genannten Eintragungen erfiillt sind, ein
Gutachten eines arztlichen Sachverstandigen des Bundessozialamtes. Soweit es zur ganzheitlichen Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen erforderlich erscheint, kénnen Experten/Expertinnen aus anderen Fachbereichen
beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktionsbeeintrachtigungen sind alle zumutbaren therapeutischen

Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsmaoglichkeiten zu berlcksichtigen.
In den Erlduterungen zur oben genannten Verordnung wird auszugsweise Folgendes ausgefuhrt:

Zu § 1 Abs. 2 (auszugsweise):
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Abs. 2 unterscheidet zwei Arten von Eintragungen; solche, die die Art der Behinderung des Passinhabers/der
Passinhaberin betreffen und jene, die Feststellungen Uber Erfordernisse des Menschen mit Behinderung im tdglichen
Leben treffen, etwa die behinderungsbedingte Unzumutbarkeit der Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel.

Zu § 1 Abs. 2 Z 3 (auszugsweise):

Mit der vorliegenden Verordnung sollen prazisere Kriterien fur die Beurteilung der Unzumutbarkeit der Bentitzung
offentlicher Verkehrsmittel festgelegt werden. Die durch die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes bisher
entwickelten Grundsatze werden dabei bertcksichtigt.

Grundsatzlich ist eine Beurteilung nur im Zuge einer Untersuchung des Antragstellers/der Antragstellerin méglich. Im
Rahmen der Mitwirkungspflicht des Menschen mit Behinderung sind therapeutische Méglichkeiten zu bertcksichtigen.
Therapierefraktion - das heif3t keine therapeutische Option ist mehr offen - ist in geeigneter Form nachzuweisen. Eine
Bestatigung des Hausarztes/der Hausarztin ist nicht ausreichend.

Durch die Verwendung des Begriffes "dauerhafte Mobilitatseinschrankung" hat schon der Gesetzgeber (StVO-Novelle)
zum Ausdruck gebracht, dass es sich um eine Funktionsbeeintrachtigung handeln muss, die zumindest 6 Monate
andauert. Dieser Zeitraum entspricht auch den grundsatzlichen Voraussetzungen fur die Erlangung eines

Behindertenpasses.

Nachfolgende Beispiele und medizinische Erlduterungen sollen besonders haufige, typische Falle veranschaulichen
und richtungsgebend fur die arztlichen Sachverstandigen bei der einheitlichen Beurteilung seltener, untypischer
ahnlich gelagerter Sachverhalte sein. Davon abweichende Einzelfdlle sind denkbar und werden von den

Sachverstandigen bei der Beurteilung entsprechend zu begriinden sein.

Die Begriffe "erheblich" und "schwer" werden bereits jetzt in der Einschatzungsverordnung je nach

Funktionseinschrankung oder Erkrankungsbild verwendet und sind inhaltlich gleich bedeutend.

Unter erheblicher Einschrankung der Funktionen der unteren Extremitaten sind ungeachtet der Ursache
eingeschrankte Gelenksfunktionen, Funktionseinschrankungen durch Erkrankungen von Knochen, Knorpeln, Sehnen,
Bandern, Muskeln, Nerven, Gefallen, durch Narbenzige, Missbildungen und Traumen zu verstehen. Zusatzlich
vorliegende Beeintrachtigungen der oberen Extremitaten und eingeschrankte Kompensations-maoglichkeiten sind zu
berlcksichtigen. Eine erhebliche Funktionseinschrankung wird in der Regel ab einer Beinverkirzung von 8 cm

vorliegen.

Erhebliche  Einschrankungen der  korperlichen  Belastbarkeit  betreffen  vorrangig  cardiopulmonale
Funktionseinschrankungen. Bei den folgenden Einschrankungen liegt jedenfalls eine Unzumutbarkeit der Benutzung
offentlicher Verkehrsmittel vor:

arterielle Verschlusskrankheit ab 11/B nach Fontaine bei fehlender therapeutischer Option

Herzinsuffizienz mit hochgradigen Dekompensationszeichen

hochgradige Rechtsherzinsuffizienz

Lungengerusterkrankungen unter Langzeitsauerstofftherapie

COPD IV mit Langzeitsauerstofftherapie

Emphysem mit Langzeitsauerstofftherapie

mobiles Gerat mit FlUssigsauerstoff muss nachweislich benutzt werden



Um die Frage der Zumutbarkeit der Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel beurteilen zu kénnen, hat die Behérde zu
ermitteln, ob der Antragsteller dauernd an seiner Gesundheit geschadigt ist und wie sich diese Gesundheitsschadigung
nach ihrer Art und ihrer Schwere auf die Zumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel auswirkt. Sofern
nicht die Unzumutbarkeit der Benultzung offentlicher Verkehrsmittel auf Grund der Art und der Schwere der
Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt, bedarf es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf Vornahme der
Zusatzeintragung  "Unzumutbarkeit der  Benltzung  offentlicher  Verkehrsmittel wegen  dauernder
Gesundheitsschadigung" regelmaRig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, in dem die dauernde
Gesundheitsschadigung und ihre Auswirkungen auf die Benultzung 6ffentlicher Verkehrsmittel in nachvollziehbarer
Weise dargestellt werden. Nur dadurch wird die Behérde in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob dem Betreffenden die
Benultzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung unzumutbar ist (vgl. VWGH vom
23.05.2012, ZI. 2008/11/0128 und die dort angefihrte Vorjudikatur sowie VWGH vom 22.10.2002, ZI. 2001/11/0242 und
27.01.2015, ZI. 2012/11/0186).

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu dieser Zusatzeintragung ist die Benultzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel dann unzumutbar, wenn eine kurze Wegstrecke nicht aus eigener Kraft und ohne fremde Hilfe,
allenfalls unter Verwendung zweckmaliiger Behelfe ohne Unterbrechung zurtickgelegt werden kann oder wenn die
Verwendung der erforderlichen Behelfe die Benitzung offentlicher Verkehrsmittel in hohem Mal3e erschwert. Die
Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel ist auch dann nicht zumutbar, wenn sich die dauernde Gesundheitsschadigung
auf die Moglichkeit des Ein- und Aussteigens und die sichere Beférderung in einem 6ffentlichen Verkehrsmittel unter
Berucksichtigung der beim Ublichen Betrieb dieser Verkehrsmittel gegebenen Bedingungen auswirkt (VWGH vom
22.10.2002, ZI. 2001/11/0242).

Zu prufen ist die konkrete Fahigkeit, 6ffentliche Verkehrsmittel zu bentitzen. Zu berucksichtigen sind insbesondere zu
Uberwindende Niveauunterschiede beim Aus- und Einsteigen, Schwierigkeiten beim Stehen, bei der Sitzplatzsuche, bei
notwendig werdender Fortbewegung im Verkehrsmittel wahrend der Fahrt (VwGH vom 14.05.2009,

ZI. 2007/11/0080).

Betreffend das Kalkil "kurze Wegstrecke" wird angemerkt, dass der Verwaltungsgerichtshof von einer unter
Zugrundelegung stadtischer Verhaltnisse durchschnittlich gegebenen Entfernung zum ndchsten o6ffentlichen
Verkehrsmittel von 300 - 400 m ausgeht (vgl. u.a. Ro 2014/11/0013 vom 27.05.2014).

Die Beschwerdefihrerin kann sich im o&ffentlichen Raum selbststandig fortbewegen, eine kurze Wegstrecke aus
eigener Kraft und ohne fremde Hilfe, auch unter Verwendung der zweckmaRigsten Behelfe, ohne Unterbrechung
zurlcklegen bzw. wird durch die Verwendung des erforderlichen Behelfes die Benutzung des offentlichen
Transportmittels nicht in hohem Male erschwert. Die dauernden Gesundheitsschadigungen wirken sich nicht
mafRgebend auf die Mdoglichkeit des Ein- und Aussteigens aus. Der sichere und gefahrdungsfreie Transport im
offentlichen Verkehrsmittel ist nicht erheblich eingeschrankt.

Bei der Beschwerdefuhrerin liegen somit weder erhebliche Einschrankungen der Funktionen der unteren oder oberen
Extremitaten noch der kérperlichen Belastbarkeit vor bzw. konnten keine maRRgebenden Einschrankungen psychischer,
neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten oder von Sinnesfunktionen festgestellt werden, es ist auch keine
schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems vorhanden. Somit sind das Erreichen, ein gesichertes Ein- und
Aussteigen und ein gesicherter Transport im 6ffentlichen Verkehrsmittel moglich.

Unter Verweis auf die zuvor wiedergegebenen Ausfiihrungen in den Erlduterungen zur Verordnung Uber die
Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen sowie der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes, ist die
Benitzung offentlicher Verkehrsmittel zumutbar.

Da festgestellt worden ist, dass die dauernden Gesundheitsschadigungen kein Ausmal erreichen, welches die
Vornahme der Zusatzeintragung "Dem Inhaber des Passes ist die Benltzung offentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar" rechtfertigt, war spruchgemafd zu
entscheiden.

2. Zum Entfall einer mindlichen Verhandlung:

GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies flr erforderlich halt, von Amts
wegen eine 6ffentliche mindliche Verhandlung durchzufthren.
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Gemal 8 24 Abs. 2 VWGVG kann die Verhandlung entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zurtickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene
Weisung fir rechtswidrig zu erklaren ist oder

2. die SGumnisbeschwerde zuriickzuweisen oder abzuweisen ist.

Gemal 8 24 Abs. 3 VWGVG hat der Beschwerdefuhrer die Durchfuhrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht Gbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung

einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurlickgezogen werden.

GemalR8 24 Abs. 4 VwWGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mindliche Erorterung eine weitere Kldrung der Rechtssache nicht erwarten ldsst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr.
210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389

entgegenstehen.

GemaR§ 24 Abs. 5 VWGVG kann das Verwaltungsgericht gemal38 24 Abs. 5 VwGVG von der Durchfihrung
(Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdrtcklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann

bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklart werden.

Maligebend fiur die gegenstandliche Entscheidung Uber das Vorliegen der Voraussetzungen fur den beantragten
Zusatzvermerk sind die Art, das Ausmal3 und die Auswirkungen der festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen auf die

Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel.

Zur Klarung des Sachverhaltes wurde daher ein arztliches Sachverstandigengutachten eingeholt. Wie unter Punkt II. 2.

bereits ausgefuhrt, wurde dieses als nachvollziehbar, vollstdndig und schlissig erachtet.

Im Rahmen des Parteiengehdrs hatten die Verfahrensparteien die Mdglichkeit, sich zu duBern. Das
Beschwerdevorbringen - wie unter Punkt Il. 2. bereits ausgefiihrt - war nicht geeignet, die sachverstandigen
Feststellungen und Beurteilungen zu entkraften bzw. relevante Bedenken an den gutachterlichen Feststellungen
hervorzurufen. Es liegen auch keine Beweismittel vor, welche mit der gutachterlichen Beurteilung der
Funktionseinschrankungen nicht in Einklang stehen. Sohin ist der Sachverhalt geklart und konnte die Durchfihrung
einer mundlichen Verhandlung unterbleiben.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemdalR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrtinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht
worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. Das Bundesverwaltungsgericht
konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw.
auf eine ohnehin klare Rechtslage stitzen.

In den Erlauterungen zur Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von ParkausweisenBGBI. ||
495/2013 wird ausgefuhrt, dass damit prazisere Kriterien fur die Beurteilung der Unzumutbarkeit der Benutzung
offentlicher Verkehrsmittel festgelegt werden sollen. Die durch die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes bisher
entwickelten Grundsatze werden dabei berlcksichtigt. Es war sohin keine - von der standigen Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes abweichende - Neuregelung beabsichtigt. Vielmehr wird in den Erlduterungen ausdrucklich
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festgehalten, dass im Hinblick auf die ab 01.01.2014 eingerichtete zweistufige Verwaltungsgerichtsbarkeit, um
Rechtssicherheit zu gewahrleisten und die Einheitlichkeit der Vollziehung der im Behindertenpass maoglichen
Eintragungen sicherzustellen, die Voraussetzungen, die die Vornahme von Eintragungen im Behindertenpass
rechtfertigen, in einer Verordnung geregelt werden sollen. Es handelt sich um eine einzelfallbezogene Beurteilung,
welche im Rahmen der von der Rechtsprechung entwickelten Grundsatze vorgenommen worden ist.
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